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Von Jens Kohagen

Zu Wasser, zu Land und in der Luft gilt 
es, „vulnerable gaps“ zu fi nden und 
sie zu schließen. Das ist die Antwort, 
die Joram Bobasch, Geschäftsführer 
der FIS GmbH, Kelsterbach, auf die 
Frage nach dem Schutz vor terroristi-
schen Angriffen gibt. Eine Fachtagung 
in Königstein bei Frankfurt/Main mit 
gut 100 Sicherheitsfachleuten hat sich 
mit den Folgen des verstärkten Si-
cherheitsdenkens nach dem Septem-
ber 2001 für das Verkehrswesen be-
schäftigt. 

Ausgehend von den USA, wo dieses 
Thema sehr viel emotionaler disku-
tiert wird, muss sich inzwischen auch 
Europa dieser Problematik stellen. 
Wegen der Internationalität waren zu-
nächst nur Luft- und Seefahrt von den 
verschärften Sicherheitsmaßnahmen 
betroffen. Aber die Gremien der Eu-
ropäischen Union haben sich inzwi-
schen auch des Themas „Gefahrenab-
wehr in Oberfl ächenverkehren“ ange-
nommen. Im März 2004 stufte der Eu-
ropäische Rat den Verkehr als einen 
Schlüsselbereich der Terrorismusbe-
kämpfung ein. Eine Studie der Europä-
ischen Kommission hat von 2003 bis 
2005 die Auswirkungen einer europa-
weiten gesetzlichen Regelung in die-
sem Bereich untersucht. 

Nun liegt ein Verordnungsvor-
schlag zur „Verbesserung der Sicher-
heit der Liefer-
kette“ vor. Die-
ser Vorschlag 
geht vom Kon-
zept des „si-
cheren Unter-
nehmens“ aus. 
Dabei soll je-
des Unternehmen der Lieferkette für 
die Maßnahmen der Gefahrenab-
wehr in seinem Bereich selbst verant-
wortlich sein. Ähnlich wie bei den ge-
meinschaftlichen Zollvorschriften 
oder im Rahmen der Verordnung für 
die Sicherheit im Luftverkehr sollen 
diese Maßnahmen behördlich über-
prüft werden.

Umstrittener EU-Vorschlag. Die Min-
destanforderungen an das jeweilige 
Unternehmen umfassen dabei die phy-
sische Sicherheit, die Zugangskont-
rolle und die Sicherheit der Verfahren. 
Die Studie der Europäischen Kommis-
sion geht davon aus, dass sich binnen 
fünf Jahren etwa 900 000 der 4,7 Mio. 

Verkehrsunternehmen freiwillig zerti-
fi zieren lassen. Damit wären 75 Pro-
zent des Güterverkehrs abgedeckt. Al-
lerdings hat dieser Vorschlag in den 
Augen der Betroffenen einen gewal-
tigen Haken: Die Kosten sind von der 
Wirtschaft zu tragen. Den betroffe-
nen Unternehmen entstehen EU-weit 
über fünf Jahre jährliche Kosten von 

2 Mrd. EUR. 
Hinzu kämen 
39 Mio. EUR, 
die die Mitglied-
staaten für die 
Überwachung 
des Systems 
aufzubringen 

hätten. Würden sie gar selbst die Zer-
tifi zierung vornehmen, kämen jährlich 
90 Mio. EUR hinzu.

„Die Bundesregierung sieht in der 
Verordnung ein geeignetes Mittel zur 
Verbesserung der Lieferkette“, berich-
tete Sören Bartol, Mitglied des Bun-
destags und stellvertretender Vorsit-
zender der Arbeitsgruppe Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung der SPD-
Bundestagsfraktion. Auch er sieht die 
sehr reservierte Haltung der Verkehrs-
wirtschaft, hofft jedoch, dass sich po-
sitive Erfahrungen aus dem maritimen 
Bereich wiederholen.

Auch hier hatte man sich anfangs 
gesträubt, jedoch „sind Reeder heute 
von der Notwendigkeit der getroffe-

nen Maßnahmen überzeugt, nicht zu-
letzt wegen der erheblichen positiven 
Sekundäreffekte, wie zum Beispiel 
deutlicher Rückgang von Diebstählen 
und Unfällen“. Schließlich verspricht 
sich Bartol noch eine Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit bei den teilneh-
menden Unternehmen, da sie ja dann 
auch den erhöhten Sicherheitsanfor-
derungen der USA, Australiens und Ja-
pans entsprächen.

Trotz aller Skepsis der Betroffenen 
rechnet Unternehmensberater Ralf 
Nagel damit, dass die mittlerweile dem 
EU-Verkehrsrat vorliegende Verord-
nung unter deutscher Präsidentschaft 
im Jahr 2007 verabschiedet wird. Da-
mit wäre sie dann die erste EU-Initia-
tive in Sachen Sicherheit, die sich mit 
der Sicherheit der Supply Chain inner-
halb der EU befasst. Alle vorausgegan-
genen Initiativen hatten die Sicherheit 
an den Außengrenzen und im interna-
tionalen Verkehr mit Nichtmitgliedern 
zum Gegenstand.

Nach den spektakulären Bildern 
vom September 2001 fanden die Dis-
kussionen um mehr Sicherheit ver-
ständlicherweise meist vor dem Hinter-
grund der Abwehr terroristischer An-
schläge statt. Bei diesen Anschlägen 
wurden zum ersten Mal Verkehrsfl ug-
zeuge als Waffe benutzt. Entsprechend 
setzten auch die Sicherheitsmaßnah-
men zunächst im Luftverkehr an, wo 

mittlerweile ein mehrstufi ges europa-
weit einheitliches Sicherheitskonzept 
greift. Wenn eine Maßnahme versagen 
sollte, können weitere Sicherheitsmaß-
nahmen die Tat dennoch verhindern.

Luftverkehr. Die Luftsicherheitsver-
ordnung (EG Nr. 2320/2002) trat am 
19. Januar 2003 in Kraft, und seit dem 
11. Januar 2005 gilt das Luftsicher-
heitsgesetz, in dem die behördlichen 
Sicherheitsmaßnahmen, die Zuver-
lässigkeitsüberprüfungen und die Ei-
gensicherungsmaßnahmen der Flug-
hafenbetreiber und Luftfahrtunter-
nehmen geregelt sind. Hier wurden 
erstmals alle Si-
cherheitsmaß-
nahmen für 
den Luftver-
kehr in einem 
Gesetz zusam-
mengefasst, 
was den Über-
blick und die Anwendung sehr er-
leichtert. In Frankfurt, so erläuterte 
Dr. Wilhelm Bender, Vorstandsvor-
sitzender der Fraport AG, seien der-
zeit etwa 8000 Personen im Bereich 
Sicherheit beschäftigt. Jeder Wechsel 
einer Person oder eines Fahrzeugs von 
der „Landseite auf die Luftseite“ werde 
kontrolliert. Außerdem natürlich alle 
Passagiere und das aufgegebene Flug-
gepäck ohne Ausnahme.

Seeschifffahrt. Im maritimen Be-
reich war nicht der September 2001, 
sondern die Havarie des Holzfrach-
ters Pallas 1998 Anlass, über eine 
Neustrukturierung der Notfallvor-
sorge nachzudenken. Das Ergebnis 
ist ein deutsches Havariekommando 
für die deutsche Nord- und Ostsee-
küste in Cuxhaven, das ein maritimes 
Lagezentrum im 24-Stunden-Betrieb 
unterhält. Auf Grund klarer gesetz-
licher Regelungen werden hier die 
Kompetenzen im Einsatzfall gebün-
delt. Das betrifft auch das Letztent-
scheidungsrecht, die Gesamteinsatz-
leitung und das Recht zum Selbst-
eintritt. Diese Kompetenzzuordnung 
war notwendig, weil eigentlich die 
Landesbehörden für die Gefahrenab-
wehr zuständig sind.

Zur Einhaltung der Sicherheitsbe-
stimmungen für Seefracht sind inzwi-
schen alle Hafenanlagen mit Zugangs-
kontrollen und anderen nach dem In-
ternational Ship and Port Facility Se-
curity (ISPS) Code vorgeschriebenen 
Sicherheitsmaßnahmen ausgerüstet. 
„Die Eigenschaft des Hafens als für alle 
frei zugänglicher Ort des Handels ist 
damit für immer dahin“, stellte Harry 
Mohns, Geschäftsführer von MSCGate 
Bremerhaven, fest. 

Bahn. Im Bereich des Schienenver-
kehrs hat die Deutsche Bahn AG im ver-
gangenen Januar ihre Kompetenzen im 
Sicherheitsbereich in der DB Sicherheit 
GmbH zusammengeführt. In einem ers-
ten Schritt wurden die 2200 Mitarbeiter 
der Sicherheits- und Ordnungskräfte 
in einem Geschäftsfeld zusammenge-
fasst. Bereits seit 2005 gibt es ein ge-
meinsam mit der Bundespolizei einge-
richtetes Sicherheitszentrum der Bahn, 

das Gefährdun-
gen aus tech-
nischem oder 
menschlichem 
Versagen, kri-
minellen Hand-
lungen (dazu 
zählen auch Sa-

botage und Terrorismus), Pandemien 
und Epidemien verhindern oder die 
Folgen begrenzen soll. Jens Puls, Leiter 
der Konzernsicherheit der Deutschen 
Bahn AG, vermutet auf Grund der Ge-
fahrenlage eventuelle Anschläge eher 
im Bereich des Personenverkehrs als im 
Güter verkehr. DVZ 26.5.2006 ( jk/ma)

Wie sich Verkehrsinfrastruktur schützen lässt
 Nationale Sicherheitsstrukturen und die fortgeschrittene Globalisierung terroristischer und ziviler Bedrohungen

Um mehr Sicherheit im Verkehrssektor ging es bei einer hochrangig besetzten Fachtagung der Fraport-Tochter FIS.

Jens Kohagen ist freier Fachjournalist mit Sitz in  
Frankfurt/Main. Kontakt über maruhn@dvz.de
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Effi zienz der Homeland-Security-Behörde heftig kritisiert 
Ex-Generalinspekteur Ervin malt ein düsteres Bild der amerikanischen Mammut-Organisation 

Von Jens Kohagen

Nach den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 und den US-Reaktionen 
darauf ist Homeland Security mittler-
weile auch in Deutschland ein Begriff.  
Er bezeichnet die Gesamtheit aller 
Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen 
gegen Bedrohungen aller Art – von 
der Naturkatastrophe über ethnische 
Konfl ikte und Kriminalität bis zum 
Terrorakt. Entsprechend unübersicht-
lich ist die neu gegründete Behörde, 
das „US Department of Homeland Se-
curity“, das 22 Agencies mit 180 000 
Mitarbeitern koordinieren soll. 

Allerdings zeichnete Clark Kent Er-
vin bei der Tagung „Homeland Secu-
rity“ vor etwa 100 Sicherheitsspezi-
alisten ein düsteres Bild von der Effi -
zienz dieser Mammut-Behörde. Ervin 
hat als „Inspector General“ die Arbeit 
des Departments of Homeland Secu-
rity in den ersten zwei Jahren „im Auf-
trag des Volkes“ überwacht und ist 
heute Mitglied des bekannten Aspen 
Institutes. Zu wenig Geld, zu wenig 
Befugnisse und für diese Ausstattung 
ein viel zu großer Aufgabenbereich 
sind die Hauptkritikpunkte, die Ervin 
auch in einem dieser Tage erschiene-
nen Buch* erläutert.

So schildert Ervin beispielsweise, 
dass die Versuche, kleinere Waffen 
und Bombenkomponenten durch die 
Sicherheitskontrollen amerikanischer 

Flughäfen zu schmuggeln, 2001 ge-
nau so erfolgreich waren wie 2003 
und 2005, unabhängig davon, ob sein 
Offi ce oder der Congress die Tests in 
Auftrag gegeben hat. Auch habe die 
Übernahme der Sicherheitskontrollen 
durch staatliche Instanzen keine Ver-
besserung erbracht gegenüber priva-
ten Sicherheitsdiensten. Und das, ob-
wohl im Bereich Luftfahrt in dieser 
Zeit zwischen 18 und 20 Mrd. USD in 
Sicherheit investiert worden sind.

Der Etat des Departments bewege 
sich mit 125 Mio. USD, nach Washing-

toner Maßstäben gemessen, im Be-
reich von „Rundungsfehlern“ im Ge-
samtbudget. Selbst wenn man die Ein-
zeletats der angeschlossenen 22 Agen-
cies zusammenrechne, käme man nur 
auf 40 Mrd. USD, ein Zehntel des Ver-
teidigungsetats.

Löcher im Netz. Mit einem solchen 
Etat, so Ervin, seien weder amerika-
nische „soft targets“, die zunehmend 
ins Fadenkreuz der Terroristen gerie-
ten, zu schützen, noch seien die etwa 
26 000 Container, die täglich in den 

USA eingehen, zu überprüfen. Letz-
teres ist eine besonders Besorgnis er-
regende Sicherheitslücke, weil die 
USA damit rechnen, dass der nächste 
große Terrorangriff eine so genannte 
schmutzige Bombe sein könnte.

Diese Bombe, oder zumindest die 
Komponenten für den Zusammen-
bau, wird nach den Erwartungen der 
US-Sicherheitskräfte als Fracht über 
See nach Amerika gebracht werden. 
Daher die Forderung nach lückenlo-
ser Ankündigung eingehender Frach-
ten, bevor sie amerikanische Häfen 
erreichen. Das reicht bis zu der Aus-
dehnung der Grundsätze der Cus-
toms-Trade Partnership Against Ter-
rorism (C-TPAT) in europäische Lie-
ferfi rmen, die demnächst damit 
rechnen müssen, von ihren amerika-
nischen Geschäftspartnern hinsicht-
lich der Sicherheitsmaßnahmen in-
spiziert zu werden. 

Die Eingangskontrollen der Contai-
ner in den USA bieten aber laut Ervin 
ein ganz anderes Bild. So gäbe es unter 
den 26 000 täglichen Eingangscontai-
nern einen Prozentsatz von 28 Prozent 
so genannter High-Risk-Freight. Von 
diesen 28 Prozent, die eigentlich kon-
trolliert werden sollten, gehen laut Er-
vin 7 Prozent unkontrolliert durch, da-
von nur 2 Prozent mit entsprechender 
Begründung.

Auch hinsichtlich der Ziele eines 
terroristischen Anschlags sei die Si-
tuation sehr unbefriedigend. So gäbe 

es nicht einmal eine vollständige Liste 
der möglicherweise gefährdeten „kri-
tischen Infrastruktur“, in der der 
Schutz der einzelnen Anlage mit den 
richtigen Prioritäten versehen sei. 
Zwar habe es in den USA bisher keine 
Angriffe auf „Soft Targets“ gegeben, 
aber das sei nicht dem Department of 
Homeland Security zuzuschreiben, 
denn zwei wichtige Aufgaben in die-
sem Bereich erfülle es gar nicht. Da 
ist einmal die Zuständigkeit für die 
Aufklärung, die noch bei der CIA an-
gesiedelt ist, und zum anderen ein 
Abgleich der verschiedenen „Watch 
Lists“ mit unerwünschten und terror-
verdächtigen Personen, die beim FBI 
stattfi ndet.

Wachsamkeit geboten. Dass es in 
den vergangenen fünf Jahren keinen 
größeren Terroranschlag in den USA 
gegeben habe, liegt nach Ervin nicht 
daran, dass die Sicherheit höher ge-
worden ist, wie die Bush Administ-
ration behauptet. Vielmehr sei es so, 
dass entsprechend spektakuläre An-
schläge eine längere Vorbereitungs-
zeit erfordern. Kein Grund also, sich 
beruhigt zurückzulehnen, sondern 
eher ein Anlass zu erhöhter Wach-
samkeit.  DVZ 26.5.2006 (ma)

Monierte die mangelhafte Ausstattung des US Departments of Homeland Security:  
Clark Kent Ervin, Ex-Chef der Behörde.

»Reeder sind heute 
von der Notwendig-
keit der Maßnahmen
überzeugt«
Sören Bartol, SPD

»Am Frankfurter Flug-
hafen sind rund 8000 
Personen in der Sicher-
heit beschäftigt«
Dr. Wilhelm Bender, Fraport

Open Target: Where America is Vulnerable to 
Attack (Hardcover) by Clark Kent Ervin.
Jens Kohagen ist freier Fachjournalist mit Sitz in 
Frankfurt/Main. Kontakt über maruhn@dvz.de


